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Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft,

Umwelt und Wasserwirtschaft ordnet aufgrund der

§§ 13 und 29 ff des Umweltförderungsgesetzes

(UFG), BGBl. Nr. 185/1993, in der Fassung des

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 74/2008, im Einver-

nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen an:

FÖRDERUNGS-
RICHTLINIEN 2008
für die Altlastensanierung
oder  -sicherung

§ 1 Zielsetzung
Ziel der Förderung ist der Schutz der Umwelt

durch

1. die Sanierung von Altlasten mit dem größtmög-

lichen ökologischen Nutzen unter gesamtwirt-

schaftlich vertretbarem Kostenaufwand;

2. die Sicherung von Altlasten, wenn diese unter

Bedachtnahme auf die Gefährdung vertretbar

und eine Sanierung derzeit nicht oder nur unter

unverhältnismäßig hohem Aufwand durchführ-

bar ist.

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Vorleistungen sind immaterielle und materielle

Leistungen, die für eine ordnungsgemäße und op-

timale Planung erforderlich sind (z. B. Erkundungs-

maßnahmen, Variantenuntersuchungen, Projekter-

stellungen).

(2) Herstellungsmaßnahmen sind Maßnahmen

zur Errichtung, Erweiterung oder Verbesserung

1. einer Anlage oder einer Baulichkeit, durch wel-

che eine Altlast saniert oder gesichert wird, oder

2. einer Abfallbehandlungsanlage, soweit diese

zur Sanierung oder Sicherung von Altlasten er-

forderlich ist,

einschließlich der jeweiligen erforderlichen imma-

teriellen Leistungen.

(3) Durchführungsmaßnahmen sind jene Sanie-

rungs-  oder Sicherungsmaßnahmen, für deren Ver-

wirklichung die Errichtung von Anlagen oder Bau-

lichkeiten im Sinne des Abs. 2 nicht notwendig ist,

einschließlich der erforderlichen immateriellen 

Leistungen.

(4) Laufende Sanierungs- oder Sicherungsmaß-

nahmen sind jene Maßnahmen, die durch das Be-

treiben von Anlagen oder Baulichkeiten im Sinne

des Abs. 2 Z 1 erforderlich sind. Diese betreffen

insbesondere die Betriebsmittelbeschaffung, In-

standhaltungs- und Reparaturarbeiten, allfällige

Personalbereitstellung und Kontrolltätigkeiten.

(5) Beweissicherungsmaßnahmen sind Maßnah-

men, die erforderlich sind, den Erfolg der Sanie-

rungs- oder Sicherungsmaßnahmen zu erheben,

auszuwerten und zu dokumentieren, insbesondere

hinsichtlich der betroffenen Schutzgüter.

(6) Wiederherstellungsmaßnahmen sind Ab-

schlussmaßnahmen, wie die Behebung von Flur-

schäden an benachbarten Liegenschaften, Verfül-

lungen bis zwei Meter über den höchsten jemals

gemessenen Grundwasserstand, Hangabschrä-

gungen zur Stützung oder Rekultivierungen.

(7) Stand der Technik ist der auf den einschlägi-

gen wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende

Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Ein-

richtungen, Bau- oder Betriebsweisen, deren

Funktionstüchtigkeit erprobt und erwiesen ist. Bei

der Bestimmung des Standes der Technik sind ins-

besondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen,

Bau- oder Betriebsweisen heranzuziehen.

(8) Wettbewerbsteilnehmer im Sinne dieser För-

derungsrichtlinien sind natürliche oder juristische

Personen des privaten oder öffentlichen Rechts,

die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben und am

Markt als Anbieter eines Produkts oder einer

Dienstleistung auftreten; sie unterliegen dem Bei-

hilfenrecht gemäß Art. 87 ff des EG-Vertrags.

1



(9) Der für die Verschmutzung Verantwortliche im

Sinne dieser Förderungsrichtlinien ist

1. der Verursacher einer Kontamination nach 1959

oder

2. der Liegenschaftseigentümer, der den diesbe-

züglichen Maßnahmen, die zur Kontamination

nach 1959 geführt haben, zugestimmt oder die-

se geduldet hat und der nach den Verwaltungs-

vorschriften zur Sanierung oder Sicherung ver-

pflichtet werden kann.

Sofern für eine Deponie oder eine Betriebsanlage

die umweltrelevanten Bewilligungen oder Geneh-

migungen vorgelegen sind und diese eingehalten

wurden, oder sofern eine Deponie oder eine Be-

triebsanlage, für die keine Bewilligungs- oder Ge-

nehmigungspflicht bestand, zumindest nach dem

damaligen Stand der Technik betrieben wurde, ist

der Betreiber oder der Liegenschaftseigentümer

gemäß Z 2 nicht für die Verschmutzung verant-

wortlich.

(10) Eine „De-minimis“-Beihilfe ist eine Förde-

rung, welche die Kriterien gemäß der Verordnung

(EG) Nr. 1998/2006 über die Anwendung der Arti-

kel 87 und 88 EG-Vertrag auf „De-minimis“-Beihil-

fen, ABl. Nr. L 379, vom 28.12.2006, S. 5, idgF er-

füllt. Die jeweils geltende Fassung der im Amts-

blatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent-

lichten Kriterien, insbesondere die Betragsgrenze,

kann bei der Abwicklungsstelle1 eingesehen wer-

den.

(11) Förderungsfähige Kosten sind jene Kosten

von förderungsfähigen Maßnahmen gemäß § 3,

die zur Verwirklichung des Sanierungsziels erfor-

derlich sind.

(12) Eigenleistungen sind Arbeits- oder Sachleis-

tungen, die der Förderungsnehmer selbst oder 

ein mit dem Förderungsnehmer verbundenes Un-

ternehmen (z. B. Mutter- und Tochtergesellschaft)

erbringt oder die aufgrund von besonderen Um-

ständen von einer vom Förderungsnehmer ver-

schiedenen Rechtsperson ohne wirtschaftlichen

Wettbewerb im Sinne der Vergabeverfahren des

Bundesvergabegesetzes 2006, BGBl. I Nr. 17, idgF

erbracht werden.

§ 3 Gegenstand der
Förderung

(1) Förderungsfähig sind

1. Maßnahmen, die unmittelbar mit der Sanierung

oder Sicherung einer Altlast zusammenhängen:

a) Vorleistungen;

b) Herstellungs- und Durchführungsmaßnah-

men;

c) laufende Sanierungs- oder Sicherungsmaß-

nahmen für jeweils maximal fünf Jahre;

d) Ablösen, Entschädigungen und Abgeltungen

für Beschränkungen bestehender Nutzungen,

die unmittelbar im Zusammenhang mit der

Durchführung der notwendigen technischen

Maßnahmen zur Sanierung oder Sicherung

der Altlast stehen, soweit sich diese Be-

schränkungen nicht auf die Altlast selbst 

beziehen oder dem für die Verschmutzung

Verantwortlichen zukommen würden;

e) Kosten der Liegenschaft(en) bis zur Höhe

des Verkehrswertes, soweit der Erwerb der

Liegenschaften für die Durchführung der 

Sanierungs- oder Sicherungsmaßnahmen

unbedingt erforderlich ist und diese Liegen-

schaften nicht Teil der Altlast sind oder sich

im Eigentum des für die Verschmutzung Ver-

antwortlichen befinden;

f) Wiederherstellungsmaßnahmen im Zusam-

menhang mit der Sanierung oder Sicherung

der Altlast;

g) Beweissicherungsmaßnahmen;

h) ein Projektmanagement oder eine externe

begleitende Kontrolle, wenn diese von der

Abwicklungsstelle verlangt wird oder auf-

grund der Größe oder Komplexität des Vor-

habens wirtschaftlich und zweckmäßig ist.

2. Maßnahmen zur Errichtung, Erweiterung und

Verbesserung von Abfallbehandlungsanlagen,

soweit diese zur Sanierung oder Sicherung von

Altlasten erforderlich sind:

a) Vorleistungen;

b) Herstellungsmaßnahmen;
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c) Ablösen, Entschädigungen und Abgeltungen

für Beschränkungen bestehender Nutzun-

gen, die unmittelbar im Zusammenhang mit

der Errichtung, Erweiterung oder Verbesse-

rung der Abfallbehandlungsanlage stehen;

d) Wiederherstellungsmaßnahmen im Zusam-

menhang mit der Abfallbehandlungsanlage.

3. Sofortmaßnahmen, die dringend erforderlich

sind, um von Altlasten ausgehende Gefahren

für das Leben oder die Gesundheit von Men-

schen abzuwehren, soweit diese Maßnahmen

nicht zeitgerecht dem diese Gefahren Verursa-

chenden aufgetragen oder von diesem insbe-

sondere aus wirtschaftlichen Gründen nicht

zeitgerecht durchgeführt werden können.

(2) Nicht förderungsfähig sind jedenfalls

1. Sanierungs- oder Sicherungsmaßnahmen für

Kontaminationen, die durch nach dem 1. Juli

1989 erfolgte Ablagerungen oder den Betrieb

von Anlagen nach dem 1. Juli 1989 entstanden

sind;

2. Maßnahmen, die der weiteren Nutzung einer

Liegenschaft nach Abschluss der Sanierung

oder Sicherung einer Altlast dienen; sofern

Maßnahmen sowohl der Sanierung oder Siche-

rung als auch der weiteren Nutzung dienen,

sind diese anteilsmäßig zu berechnen;

3. Beratungsleistungen, die nicht im direkten Zu-

sammenhang mit den technischen Maßnahmen

zur Sanierung oder Sicherung der Altlast stehen

(z. B. Rechts-, Finanzierungs-, Steuerberatung),

ausgenommen das Gutachten eines allgemein

beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachver-

ständigen für Liegenschaftsbewertungen zur

Wertsteigerung der betroffenen Liegenschaften

durch die Herstellungs- und Durchführungs-

maßnahmen;

4. Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit;

5. Versicherungsprämien, Gerichts-, Rechtsan-

walts- oder Notariatsgebühren, Verwaltungsab-

gaben und -gebühren und Steuern, ausgenom-

men die Umsatzsteuer bei nicht vorsteuerab-

zugsberechtigten Förderungsnehmern und der

Altlastenbeitrag.

(3) Eigenleistungen zu Maßnahmen gemäß Abs. 1

Z 1 bis 3 sind förderungsfähig, wenn folgende 

Bedingungen erfüllt sind:

1. Befähigung und Befugnis des Ausführenden zur

Leistungserbringung;

2. Zweckmäßigkeit der Erbringung als Eigenleis-

tung;

3. Vorlage der Kalkulation der Kostenansätze an

die Abwicklungsstelle;

4. Marktangemessenheit der Kostenansätze;

5. Vorlage nachvollziehbarer Aufwandsaufzeich-

nungen zu den Eigenleistungen;

6. Förderungswerber, welche Wettbewerbsteilneh-

mer sind, haben die Aufwendungen für Eigen-

leistungen in der Bilanz gesondert zu aktivieren.

Kalkulationsansätze für Wagnis und Gewinn sind

bei Eigenleistungen jedenfalls nicht förderungsfä-

hig. Eigenleistungen sind bereits im Rahmen des

Förderungsansuchens darzustellen.

§ 4 Voraussetzung für die
Förderung

(1) Eine Förderung kann nach Maßgabe der

vorhandenen Mittel nur gewährt werden, wenn

1. die Voraussetzungen für die Gewährung von

Förderungsmittel gemäß den §§ 3 und 31 UFG

erfüllt sind;

2. die Realisierung der Maßnahmen im öffent-

lichen Interesse steht (§ 20 Abs. 5 des Bundes-

haushaltsgesetzes, BGBl. Nr. 213/1986, idgF);

3. die Maßnahmen zumindest dem Stand der

Technik entsprechen;

4. die Abwicklungsstelle der zur Förderung bean-

tragten Variante schriftlich zugestimmt hat;

5. der Förderungswerber, der den Bestimmun-

gen des Gleichbehandlungsgesetzes, BGBl. I

Nr. 66/2004, idgF unterliegt, diese beachtet;

6. das Bundesvergabegesetz 2006 idgF eingehal-

ten wird; sofern Maßnahmen nicht in den Gel-

tungsbereich des Bundesvergabegesetzes 2006

idgF fallen, sind zumindest die Bestimmungen
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des Bundesvergabegesetzes 2006 idgF hin-

sichtlich Arten und Wahl der Vergabeverfahren

und hinsichtlich der Durchführung von Vergabe-

verfahren einzuhalten; diese Ziffer gilt nicht für

Eigenleistungen;

7. der Förderungswerber das Bundes-Behinder-

tengleichstellungsgesetz, BGBl. I Nr. 82/2005,

idgF und das Diskriminierungsverbot gemäß

den §§ 7b ff des Behinderteneinstellungsgeset-

zes, BGBl. Nr. 22/1970, idgF beachtet;

8. Maßnahmen gemäß § 13 Abs. 1 und § 14 

Abs. 3 des Altlastensanierungsgesetzes, BGBl.

299/1989, idgF mit der Umweltbundesamt

GmbH abgestimmt sind.

(2) Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht

nicht.

(3) Ist aufgrund von gemeinschaftsrechtlichen

Beihilfenregelungen für die Förderung eines be-

stimmten Projekts ein Notifikationsverfahren

durchzuführen, so ist eine Förderung nur nach po-

sitiver Entscheidung durch die Europäische Kom-

mission zu gewähren. Die diesbezüglichen im

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver-

öffentlichten Beihilfenregelungen können bei der

Abwicklungsstelle eingesehen werden.

(4) Förderungen, die Wettbewerbsteilnehmern

gewährt werden, sind jedenfalls der Europäischen

Kommission gemäß Art. 88 Abs. 3 des EG-Ver-

trags zu notifizieren, wenn die Förderung für ein

Unternehmen 7,5 Mio. Euro überschreitet. Allfällige

Konsortialförderungen sind für die Feststellung der

Überschreitung einzurechnen.

§ 5 Variantenuntersuchung
(1) In der Variantenuntersuchung sind die ver-

schiedenen Sanierungs- oder Sicherungsvarianten

darzustellen, welche die erheblichen Gefahren für

die betroffenen Schutzgüter, insbesondere jene,

welche zur Aufnahme in die Altlastenatlas-Verord-

nung geführt haben, auf ein unbedenkliches Aus-

maß reduzieren oder beseitigen. Die Variantenun-

tersuchung hat insbesondere Ausführungen über

folgende Punkte zu enthalten:

1. Darstellung des Sanierungsziels, welches aus

der Gefährdungsabschätzung der Umweltbun-

desamt GmbH abzuleiten ist;

2. technische Beschreibung der einzelnen Varian-

ten;

3. Schätzung der Kosten der Herstellungs- und

Durchführungsmaßnahmen;

4. Schätzung der Kosten der laufenden Sanie-

rungs- oder Sicherungsmaßnahmen und der

Kosten der Beweissicherungsmaßnahmen;

5. ökologische Auswirkungen;

6. volkswirtschaftliche Auswirkungen;

7. sonstige Vor- und Nachteile.

(2) Die Gründe für die Auswahl der beantragten

Variante sind insbesondere unter Beachtung der

ökologischen Auswirkungen und der volks- und

betriebswirtschaftlichen Zweckmäßigkeit darzule-

gen.

(3) Die Variantenuntersuchung kann entfallen,

wenn begründet dargelegt wird, dass offensicht-

lich keine zweckmäßigen Alternativen zum zur För-

derung beantragten Projekt möglich sind.

§ 6 Förderungsansuchen
(1) Ein Ansuchen auf Förderung können die in 

§ 32 UFG genannten Personen oder Institutionen

stellen.

(2) Das Förderungsansuchen ist unter Verwen-

dung der von der Abwicklungsstelle aufgelegten

Formblätter bei der Abwicklungsstelle einzubrin-

gen.

(3) Dem Förderungsansuchen ist anzuschließen:

1. Eine Variantenuntersuchung nach Maßgabe des

§ 5;

2. die Begründung für die Auswahl der beantrag-

ten Variante für die Sanierung oder Sicherung

der Altlast;

3. eine Darstellung der beantragten Maßnahmen

mit einer Kostenschätzung;

4. ein Finanzierungskonzept;
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5. ein Gutachten eines allgemein beeideten und

gerichtlich zertifizierten Sachverständigen für

Liegenschaftsbewertungen zur geschätzten

Wertsteigerung der betroffenen Liegenschaften

durch die Herstellungs- und Durchführungs-

maßnahmen; die Wertsteigerung ist unter Be-

rücksichtigung der derzeitigen und der abseh-

baren Widmung der betroffenen Liegenschaften

zu beurteilen;

6. sofern der Förderungsnehmer ein Wettbe-

werbsteilnehmer ist: Unterlagen zum Nachweis

des Anreizeffekts, d. h. für eine kontrafaktische

Beurteilung im Sinne der Leitlinien der Gemein-

schaft für staatliche Umweltschutzbeihilfen

(2008/C 82/01); für KMU (kleine und mittlere

Unternehmen gemäß Anhang I der Allgemeinen

Gruppenfreistellungsverordnung für staatliche

Beihilfen; die jeweils geltende Fassung der im

Amtblatt der Europäischen Gemeinschaften

veröffentlichten Allgemeinen Gruppenfreistel-

lungsverordnung kann bei der Abwicklungsstel-

le eingesehen werden) gilt diese Ziffer nur im

Fall der Überschreitung der Förderung von 7,5

Mio. Euro; und

7. gegebenenfalls eine Darstellung der Eigenleis-

tungen.

(4) Laufende Sanierungs- oder Sicherungsmaß-

nahmen können in einem eigenen Förderungsan-

suchen beantragt werden.

(5) Die Abwicklungsstelle ist berechtigt, die Vor-

lage weiterer Unterlagen zu verlangen, sofern die-

se für die Beurteilung des Förderungsansuchens

erforderlich sind.

§ 7 Ausmaß der Förderung
(1) Unter Berücksichtigung der zur Verfügung

stehenden Förderungsmittel und des Förderungs-

programms kann der Bundesminister für Land-

und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft

einem Förderungswerber, der ein Wettbewerbsteil-

nehmer und der für die Verschmutzung Verant-

wortliche ist, eine „De-minimis“-Beihilfe gewähren,

wobei folgende Förderungen möglich sind:

1. Bis zu 65 % der förderungsfähigen Kosten bei

einer Altlast der Prioritätenklasse 1;

2. bis zu 60 % der förderungsfähigen Kosten bei

einer Altlast der Prioritätenklasse 2;

3. bis zu 55 % der förderungsfähigen Kosten bei

einer Altlast der Prioritätenklasse 3.

(2) Unter Berücksichtigung der zur Verfügung

stehenden Förderungsmittel und des Förderungs-

programms kann der Bundesminister für Land-

und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft

einem Förderungswerber, der ein Nicht-Wettbe-

werbsteilnehmer und der für die Verschmutzung

Verantwortliche ist, folgende Förderungen gewäh-

ren:

1. Bis zu 65 % der förderungsfähigen Kosten bei

einer Altlast der Prioritätenklasse 1;

2. bis zu 60 % der förderungsfähigen Kosten bei

einer Altlast der Prioritätenklasse 2;

3. bis zu 55 % der förderungsfähigen Kosten bei

einer Altlast der Prioritätenklasse 3.

(3) Wenn für eine Altlast kein für die Verschmut-

zung Verantwortlicher festgestellt werden kann

oder der für die Verschmutzung Verantwortliche

nicht zur Übernahme der Kosten herangezogen

werden kann, können unter Berücksichtigung der

zur Verfügung stehenden Förderungsmittel und

des Förderungsprogramms folgende Förderungen

gewährt werden:

1. Bis zu 95 % der förderungsfähigen Kosten bei

einer Altlast der Prioritätenklasse 1;

2. bis zu 80 % der förderungsfähigen Kosten bei

einer Altlast der Prioritätenklasse 2;

3. bis zu 65 % der förderungsfähigen Kosten bei

einer Altlast der Prioritätenklasse 3.

(4) Bei der Festlegung des Förderungsausmaßes

gemäß Abs. 1 bis 3 ist grundsätzlich jene Prioritä-

tenklasse, welche zum Zeitpunkt der Genehmi-

gung der Förderung in der Altlastenatlas-Verord-

nung ausgewiesen ist, heranzuziehen.

(5) Im Fall der Herabsetzung der Prioritätenklas-

sifizierung in der Altlastenatlas-Verordnung (z. B.

von der Prioritätenklasse 1 in die Prioritätenklasse 2)

gilt für die Festlegung des Förderungsausmaßes
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gemäß Abs. 1 bis 3 jene Prioritätenklasse, die zum

Zeitpunkt der Einbringung eines vollständigen För-

derungsansuchens (einschließlich Variantenunter-

suchung, Kostenabschätzung und Angaben zur

Ermittlung des Förderungsausmaßes) maßgeblich

war, wenn innerhalb von zwei Jahren ab Einbrin-

gen des vollständigen Förderungsansuchens die

Förderungsgenehmigung durch den Bundesmini-

ster für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und

Wasserwirtschaft erfolgt.

(6) Wird eine Altlast in der Altlastenatlas-Verord-

nung als gesichert oder saniert ausgewiesen, so

ist für das Ausmaß der Förderung die ursprüngli-

che Prioritätenklasse (welche zum Zeitpunkt der

Genehmigung der Förderung für die Herstellungs-

und Durchführungsmaßnahmen in der Altlastenat-

las-Verordnung ausgewiesen war) maßgeblich.

(7) Der Altlastenbeitrag kann unter Berücksichti-

gung der zur Verfügung stehenden Förderungsmit-

tel bis zu 100 % gefördert werden, wenn dieser be-

tragsmäßig auf den Rechnungen ausgewiesen ist.

Diese Bestimmung gilt auch für bereits genehmig-

te Förderungen.

(8) Nach Berechnung der vorläufigen Förderung

gemäß Abs. 1 bis 7 ist der dem Förderungswerber

verbleibende Eigenanteil an den förderungsfähigen

Kosten mit der geschätzten Wertsteigerung der

betroffenen Liegenschaften durch die Herstel-

lungs- und Durchführungsmaßnahmen zu verglei-

chen. Wenn der Eigenanteil niedriger als die Wert-

steigerung ist, ist von der vorläufigen Förderungs-

summe die Differenz zwischen Wertsteigerung und

Eigenanteil abzuziehen.

§ 8 Ausschluss der Förderung
Liegt bei einer Förderung eine rechtskräftige Ent-

scheidung eines Gerichts oder einer Verwaltungs-

behörde vor, der zufolge die Altlast durch eine vor-

sätzliche oder grob fahrlässige Verletzung von Ge-

setzen, Verordnungen oder Bescheiden seitens

des Förderungswerbers entstanden ist, so ist eine

Förderung für diesen Förderungswerber ausge-

schlossen.

§ 9 Förderungsvertrag
(1) Die Zusicherung einer Förderung erfolgt

schriftlich nach Genehmigung des Förderungsan-

suchens durch den Bundesminister für Land- und

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft.

Durch die vorbehaltlose Annahme der Zusicherung

kommt der Förderungsvertrag zustande.

(2) Für die Zusicherung einer Förderung ist ne-

ben den in § 6 genannten Unterlagen die Vorlage

folgender Unterlagen Voraussetzung:

1. Alle erforderlichen Bewilligungs- oder Geneh-

migungsbescheide und das diesbezügliche Ein-

reichprojekt oder der diesbezügliche behördli-

che Auftrag;

2. Darstellung der Maßnahmen mit Kostenab-

schätzung, sofern sich diese gegenüber dem

Förderungsansuchen unterscheiden;

3. Finanzierungsplan;

4. Kostenzeitplan;

5. in den Fällen des § 3 Abs. 1 Z 1 die Darstellung

der beabsichtigten Nutzung nach der Sanie-

rung oder Sicherung.

(3) Für die Vorlage der zusätzlichen Unterlagen

gemäß Abs. 2 hat die Abwicklungsstelle nach der

Genehmigung des Förderungsansuchens eine

Frist von maximal 18 Monaten zu setzen. Ver-

streicht die Frist ohne Einlangen der Unterlagen

oder ohne eine entsprechende Begründung für die

Nichtvorlage, gilt die Genehmigung des Förde-

rungsansuchens als zurückgezogen.

(4) Der Förderungsvertrag hat insbesondere fol-

gende Punkte zu enthalten:

1. Den Förderungsgegenstand;

2. das Ausmaß und die Art der Förderung und den

Auszahlungsmodus;

3. die Fristen für den Beginn und die Fertigstel-

lung der Maßnahmen;

4. die Vereinbarung über die Art der Abrechnung

der Maßnahmen;

5. Berichts-  und Prüfungsvereinbarungen; der

jährliche Zwischen- und der Endbericht hat ins-
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besondere die Verwendung der gewährten För-

derungsmittel, den Nachweis des Fortschritts

der Maßnahmen, den erzielten Erfolg und eine

durch Originalbelege nachweisbare Aufstellung

aller mit der Förderung, einer allfälligen Konsor-

tialförderung und einer allfälligen Eigenleistung

zusammenhängende Einnahmen und Ausga-

ben zu umfassen;

6. Vereinbarungen über die Annahme der Zusiche-

rung, über die Einstellung und die teilweise

oder gänzliche Rückforderung der Förderung;

7. die Verpflichtung des Förderungswerbers, die

Abwicklungsstelle über den Eintritt von Sach-

verhalten, die einen der Tatbestände gemäß § 13

erfüllen können, unverzüglich zu informieren

und Einsicht in die relevanten Unterlagen zu ge-

währen;

8. die Information für den Förderungswerber, dass

insbesondere folgende Daten im Sinne des § 8

Abs. 1 des Datenschutzgesetzes 2000, BGBl. I

Nr. 165/1999, idgF veröffentlicht oder übermit-

telt werden können:

a) Veröffentlichung seines Namens oder seiner

Firma unter Angabe der Rechtsform, seiner

Gemeinde, der ausbezahlten Förderungs-

summe pro Jahr, des Zwecks der Umwelt-

förderung und des Titels des Projekts nach

Vertragsabschluss,

b) Veröffentlichung weiterer personenbezoge-

ner Daten von Wettbewerbsteilnehmern,

ausgenommen KMU, gemäß Randziffer 193

der Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche

Umweltschutzbeihilfen in Jahresberichten

auf der Internetseite der Europäischen Kom-

mission und

c) Übermittlung aller im Zusammenhang mit

der Förderung stehenden personenbezoge-

nen Daten an das Bundesministerium für

Wirtschaft und Arbeit, den Rechnungshof,

das Bundesministerium für Finanzen und die

Europäische Union zu Kontrollzwecken und

zur statistischen Auswertung;

9. die Verpflichtung des Förderungswerbers, die

mit der Förderung verbundenen Auflagen und

Bedingungen – soweit erforderlich – vertrag-

lich an den Rechtsnachfolger zu überbinden;

10. das Verbot, Förderungsmittel zur Bildung von

Rücklagen oder Rückstellungen nach dem

Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400,

idgF zu verwenden, und

11. den Gerichtsstand.

Darüber hinaus kann der Förderungsvertrag wei-

tere Vereinbarungen, insbesondere den Erfolg der

Maßnahmen sichernde oder die Besonderheiten

des Einzelfalls berücksichtigende Bedingungen

und Auflagen, enthalten.

(5) Der Förderungsnehmer ist vertraglich zu ver-

pflichten, die Abwicklungsstelle über alle wesent-

lichen Änderungen der geplanten Maßnahmen im

Zuge der Ausführung unverzüglich zu informieren

und die Zustimmung der Abwicklungsstelle dafür

einzuholen.

(6) Der Förderungsnehmer ist vertraglich zu ver-

pflichten, den Vertretern der Abwicklungsstelle,

den Organen des Bundesministeriums für Land-

und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-

schaft, des Rechnungshofes und der Europäi-

schen Union und den von diesen Beauftragten

1. während der üblichen Betriebs-  und Geschäfts-

zeiten Zutritt zu den Liegenschaften und Ge-

bäuden zu gestatten;

2. Einsicht in die Bezug habenden Geschäfts-

stücke, Belege und Aufzeichnungen zu gewähren;

3. die zur Beurteilung der Maßnahmen erforderli-

chen Auskünfte zu erteilen (einschließlich der

Vorlage diesbezüglicher Nachweise);

4. Bezug habenden Bankauskünften zuzustimmen

und

5. die Besichtigung der geförderten Maßnahmen

zu ermöglichen.

Diese Rechte sind auf die Dauer der Förderungs-

auszahlung, jedoch mindestens zehn Jahre ab Ab-

schluss des Förderungsvertrags einzuräumen.

Während dieses Zeitraums sind die Belege und

Aufzeichnungen sicher und geordnet aufzube-

wahren.
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§ 10 Auszahlungsbedingungen
(1) Die Förderung kann in Form von Investitions-

zuschüssen, Finanzierungszuschüssen oder sons-

tigen Zuschüssen gewährt werden. Bei der Fest-

legung der Form des Zuschusses ist insbesondere

auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des För-

derungswerbers, auf das Verhältnis des Förde-

rungsbetrags zu den Eigenmitteln und auf die zur

Verfügung stehenden Mittel des Bundes Bedacht

zu nehmen. Ein Deckungsrücklass kann vereinbart

werden. Die Förderung ist derart zu bemessen,

dass der Barwert der Förderung bei jeder der an-

geführten Förderungsarten der gleiche ist.

(2) Ein Investitionszuschuss wird nach Maßgabe

des Arbeitsfortschritts ausbezahlt. Wird ein Investi-

tionszuschuss unter Vereinbarung von Auflagen

oder Bedingungen gewährt, kann die Auszahlung

bis zur halben Höhe auf die Dauer von bis zu zehn

Jahren erstreckt werden.

(3) Ein Finanzierungszuschuss wird während der

Bauphase und auf die Dauer von zehn Jahren

nach der Funktionsfähigkeit gewährt. Die Berech-

nung der einzelnen Finanzierungszuschüsse er-

folgt auf Basis einer angenommenen Fremdfinan-

zierung, wobei der nach § 7 ermittelte Förderungs-

betrag mit einem fixen Zinssatz in der Höhe der

Kosten der letzten vor der Zusicherung begebenen

Bundesanleihe mit mindestens acht Jahren Lauf-

zeit verzinst wird. Die Auszahlung der Finanzie-

rungszuschüsse erfolgt jeweils am 30. Juni und 

31. Dezember eines Jahres nach der rechtskräfti-

gen Annahme des Förderungsvertrags gemäß § 9.

(4) Für die Endabrechnung ist neuerlich der dem

Förderungswerber verbleibende Eigenanteil an

den förderungsfähigen Kosten mit der geschätzten

Wertsteigerung der betroffenen Liegenschaften

durch die Herstellungs- und Durchführungsmaß-

nahmen zu vergleichen; wenn sich die Widmung

der Liegenschaften seit der Erstellung des Gutach-

tens für den Förderungsantrag geändert hat oder

eine Änderung der Widmung absehbar ist, ist das

Gutachten entsprechend zu ergänzen. Wenn der

Eigenanteil niedriger als die Wertsteigerung ist, ist

von der Förderungssumme die Differenz zwischen

Wertsteigerung und Eigenanteil abzuziehen.

§ 11 Kostenerhöhungen

(1) Die Anerkennung oder Genehmigung von Kos-

tenerhöhungen ist nur zulässig, wenn diese durch

unvorhersehbare Umstände, die bei der Planung

der geförderten Maßnahmen trotz Einhaltung der

gebotenen Sorgfalt nicht erkennbar waren, bedingt

sind. Kostenerhöhungen, ausgenommen gemäß § 7

Abs. 7, unterliegen denselben Förderbedingungen

wie die ursprüngliche Förderung. Gegebenenfalls

ist § 4 Abs. 4 anzuwenden.

(2) Bei der Anerkennung oder Genehmigung von

Kostenerhöhungen bei Förderungen gemäß § 7

Abs. 1 sind die Einschränkungen der „De-mini-

mis“-Beihilfe zu beachten.

(3) Kostenerhöhungen bis 15 % der zugesicher-

ten förderungsfähigen Netto-Kosten, maximal 1 Mio.

Euro Barwert, können im Rahmen eines bestehen-

den Förderungsvertrages durch die Abwicklungs-

stelle ohne neuerliche Genehmigung durch den

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft,

Umwelt und Wasserwirtschaft im Zuge der Endab-

rechnung anerkannt werden.

(4) Darüber hinausgehende Kostenerhöhungen

bedürfen der neuerlichen Genehmigung durch den

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft,

Umwelt und Wasserwirtschaft.

§ 12 Konsortialförderung

(1) Eine Konsortialförderung ist bis zur Höhe von

95 % der förderungsfähigen Kosten zulässig. Bei

einer „De-minimis“-Beihilfe sind die Kriterien für

diese Beihilfe (vgl. § 2 Abs. 10) einzuhalten.

(2) Der Förderungswerber ist verpflichtet, die Ab-

wicklungsstelle über beabsichtigte, in Behandlung

stehende oder erledigte Förderungsansuchen bei

anderen Förderungsträgern zu informieren.
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§ 13 Einstellung und Rück-
forderung der Förderung

(1) Der Förderungsnehmer ist zu verpflichten, ei-

ne gewährte Förderung über schriftliche Aufforde-

rung ganz oder teilweise nach Maßgabe des Abs. 2

binnen 14 Tagen zurückzuerstatten, wenn

1. Organe der Abwicklungsstelle oder der Euro-

päischen Union oder deren Beauftragte über

wesentliche Umstände unrichtig oder unvoll-

ständig unterrichtet worden sind;

2. eine rechtskräftige Entscheidung eines Gerichts

oder einer Verwaltungsbehörde vorliegt, der zu-

folge die Altlast durch eine vorsätzlich oder

grob fahrlässige Verletzung von Gesetzen, Ver-

ordnungen oder Bescheiden seitens des Förde-

rungsnehmers entstanden ist;

3. die Maßnahmen nicht oder nicht rechtzeitig

durchgeführt werden können oder durchgeführt

worden sind;

4. der Förderungszweck durch Nichteinhaltung

von Bedingungen oder Auflagen nicht erreicht

wird;

5. die Förderungsmittel ganz oder teilweise wid-

mungswidrig verwendet wurden;

6. vorgesehene Verpflichtungen, Auflagen oder

Bedingungen, insbesondere solche, welche die

Erreichung des Förderungszwecks sichern sol-

len, vom Förderungsnehmer nicht eingehalten

wurden;

7. über das Vermögen des Förderungsnehmers

vor Fertigstellung der Maßnahmen oder bis zu

zehn Jahre danach ein Konkurs- oder Aus-

gleichsverfahren gemäß Ausgleichsordnung,

BGBl. Nr. 221/1934, idgF eröffnet oder die 

Eröffnung eines Konkurses mangels kosten-

deckenden Vermögens abgelehnt wird und da-

durch insbesondere der Förderungszweck nicht

erreichbar oder gesichert erscheint oder der

Betrieb des Förderungsnehmers oder die

zweckentsprechende Benützung der geförder-

ten Anlage innerhalb dieser Frist eingestellt

wird;

8. vorgesehene Berichte nicht erstattet oder

Nachweise nicht erbracht oder erforderliche

Auskünfte nicht erteilt worden sind, sofern in

diesen Fällen eine schriftliche, entsprechend

befristete und den ausdrücklichen Hinweis auf

die Rechtsfolge der Nichtbefolgung enthalten-

de Mahnung erfolglos geblieben ist;

9. der Förderungsnehmer vorgesehene Kontroll-

maßnahmen be- oder verhindert oder die Be-

rechtigung zur Inanspruchnahme der Förde-

rung oder die Richtigkeit der Endabrechnung

innerhalb des nach § 9 Abs. 6 für die Aufbe-

wahrung der Unterlagen vorgesehenen Zeit-

raums aus Verschulden des Förderungsneh-

mers nicht mehr überprüfbar ist;

10. die unverzügliche Meldung von Ereignissen,

welche die Durchführung des geförderten Vor-

habens verzögern, unmöglich machen oder

dessen Abänderung erfordern würden, unter-

bleibt;

11. das Unternehmen des Förderungsnehmers

oder der Betrieb, in dem die geförderte Anlage

verwendet wird, oder die geförderte Anlage

selbst vor deren Fertigstellung oder bis zu

zehn Jahre danach auf einen anderen Rechts-

träger übergeht oder sich das Verfügungsrecht

an der Anlage ändert oder sich die Eigentums-

oder Beteiligungsverhältnisse beim Förde-

rungsnehmer ändern;

12. der Förderungsnehmer trotz mehrfacher Mah-

nung seitens des Kredit gewährenden Unter-

nehmens seiner Zahlungspflicht im Hinblick

auf die gegenständliche Förderung nicht

nachkommt;

13. das Zessionsverbot gemäß § 3 Abs. 2 UFG

nicht eingehalten wurde;

14. die Bestimmungen des Förderungsvertrags

oder die allgemeinen Vertragsbedingungen

nicht eingehalten werden.

(2) Bei Vorliegen eines dieser Rückforderungsfäl-

le sind die zurückzuzahlenden Beträge vom Tag

der Auszahlung an mit dem von der Europäischen

Kommission festgelegten Referenzzinssatz zu ver-

zinsen.
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(3) Für den Fall, dass vor gänzlicher Auszahlung

der Förderung einer der unter Abs. 1 genannten

Umstände eintritt, ist ein Entfall des Anspruchs auf

Auszahlung der noch nicht geleisteten Teilbeträge

vorzusehen (Einstellung).

(4) Von einer Einstellung oder Rückforderung der

Förderungsmittel kann in den Fällen des Abs. 1 Z 7

oder Z 11 abgesehen werden, wenn dadurch die

Erreichung des Förderungsziels nicht gefährdet er-

scheint.

(5) Allfällige weiter gehende zivilrechtliche An-

sprüche bleiben unberührt.

§ 14 Inkrafttreten
(1) Die Förderungsrichtlinien 2008 für die Altlas-

tensanierung oder -sicherung treten mit 1. Februar

2009 in Kraft. Zugleich treten die Förderungsricht-

linien 2002 für die Altlastensanierung oder -siche-

rung außer Kraft.

(2) Auf Förderungen, die vor dem 1. Februar 2009

genehmigt wurden, sind – soweit diese Richtlinien

nicht anderes bestimmen – die Richtlinien, welche

zum jeweiligen Zeitpunkt der Genehmigung der

Förderung gegolten haben, weiterhin anzuwenden.
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